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3.1.4 (entfällt)

3.1.5 Erklärung

In dem Teilprojekt sind keine Untersuchungen am Menschen, Studien im Bereich
der somatischen Zell- und Gentherapie, Tierversuche oder gentechnologische Un-
tersuchungen vorgesehen.

3.1.6 Beantragte Förderung des Teilprojektes (Ergänzungsausstattung)

Haushaltsjahr Personalkosten Sächliche Ver-
watungs-
ausgaben

Investitionen Gesamt

2003   97,2 9,7 • 106,9

2004 97,2 15,3 • 112,5

2005 97,2 13,2 • 110,4

2006 97,2 1,7 •   98,9

Summe 2003-2006 388,8 39,9 • 428,7

(Beträge in �)
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3.2 Zusammenfassung

Internationalisierung und Deparlamentarisierung (ID) gelten in Teilen der Öffent-
lichkeit wie der Wissenschaft als Auslöser für Änderungen traditioneller Legitima-
tionsformen im DRIS und für die damit verbundenen Legitimationsprobleme. Im
Vergleich von vier Demokratien mit unterschiedlicher demokratischer Legitimati-
onstradition (Großbritannien, USA, Schweiz, Deutschland) wird in diesem Projekt
empirisch untersucht, ob es seit 1990 zu einem Wandel politischer Legitimation ge-
kommen ist und ob dies mit solchen ID-Prozessen zusammenhängt.

Das Projekt rückt in einer 1. Phase – tradierte Ansätze der Legitimationsfor-
schung modifizierend – die empirische Untersuchung des öffentlich kommunizier-
ten Legitimationsgeschehens in den Vordergrund. Es erfaßt anhand der Untersu-
chung von öffentlich ausgetragenen Legitimationskonflikten Veränderungen in den
Mustern der Anerkennungswürdigkeit der politischen Ordnung, zentraler politischer
Institutionen und politischer Einheiten. Nach diesem Forschungskonzept wandelt
sich politische Legitimation, wenn sich in der öffentlichen Auseinandersetzung
neue Begründungsfiguren und Kriterien der Anerkennungswürdigkeit demo-
kratischer Herrschaft durchsetzen.

Bisher fehlt eine empirische Forschungstradition, die das politische Kommuni-
kationsgeschehen ins Zentrum der Legitimationsanalyse rückt. Kombiniert man
Expertenworkshops, fortlaufende Medientextanalyse und ausgewählte Fallstudien
zu einzelnen Legitimationsauseinandersetzungen, so wird ein Zugang zum Legiti-
mationswandel auf unterschiedlichen Untersuchungsebenen möglich. Im Vergleich
zwischen der diskursiven Bezugnahme und den empirisch feststellbaren Graden an
Internationalisierung und Deparlamentarisierung werden die kausalen Zusammen-
hänge zwischen Legitimationswandel und den Übergangsprozessen zur postnatio-
nalen Staatlichkeit überprüfbar.

In der 2. und 3. Phase wird die Analyse von Legitimationskrisen, die zur Dele-
gitimation oder autoritären Relegitimation der Demokratie führen können, zu einer
Legitimationstheorie postnationaler Staatlichkeit samt einem Modell des Wandels
politischer Legitimation im DRIS seit 1990 ausgebaut.

Erste Phase (2003-2006) Zweite Phase (2007-2010) Dritte Phase (2011-2014)

Untersuchung des Legitimati-
onswandels und seines Zu-
sammenhanges mit Prozessen
der Internationalisierung und
Deparlamentarisierung in vier
Ländern (Schweiz, Deutsch-
land, USA, Großbritannien).

Untersuchung von Legitimati-
onskrisen als Prozessen der
Demokratie-Delegitimation o-
der der autoritären Relegiti-
mierung in ausgewählten Län-
dern (Italien, Österreich, Dä-
nemark, Niederlande).

Entwicklung einer Erklärung für
Prozesse des Legitimations-
wandels als Grundlage einer
empirische, normative und eva-
luative Momente integrierenden
Legitimationstheorie postnatio-
naler Staatlichkeit.
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3.3 Problemaufriß und Stand der Forschung

3.3.1. Problemaufriß

Der für den DRIS vermutete Wandel von Staatlichkeit zeigt sich, so die Ausgangs-
annahme, nachhaltig auch in der Legitimationsdimension. Während politische Le-
gitimation bislang weitgehend über das Modell parlamentarisch-repräsentativer
Demokratie konstruiert wurde, haben in der neuen Staatlichkeit sowohl Prozesse
der Deparlamentarisierung als auch der Internationalisierung zu einem Wandel her-
gebrachter Legitimationsformen beigetragen, der hinsichtlich des öffentlichen Le-
gitimationsgeschehens allerdings noch nicht hinreichend erforscht ist.

Neue Begründungsfiguren und Kriterien der Anerkennungswürdigkeit demo-
kratischer Herrschaft, die sich in der öffentlichen Auseinandersetzung im Konnex
zu Deparlamentarisierung und Internationalisierung durchsetzen, wären insoweit
relevante Indikatoren für den vermuteten Wandel demokratischer Legitimation im
DRIS, dem hier nachgegangen werden soll. Dieser wird derzeit sowohl für Depar-
lamentarisierung als auch Internationalisierung im Kontext einer „Auswanderung
der Politik aus den Institutionen“ (Schütt-Wetschky 2001) diskutiert, die bislang
demokratisch legitimierte Politiken produzierten.

Diese Auswanderung kann zum einen „innerstaatlich“ auf eine Privatisierung,
Assoziierung, Korporatisierung, Bürokratisierung, Justizialisierung oder Exper-
tokratisierung von Politiken zielen, die als Verlagerung aus den Institutionen par-
lamentarischer Entscheidungsfindung und -formulierung beschreibbar ist. Hiervon
profitieren Exekutive, Experten, Parteigremien, Verbände und Private, die im Ge-
folge dieses Prozesses mit demokratisch nicht hinreichend legitimierter Macht und
Entscheidungskompetenz ausgestattet werden.

Zu einer Verlagerung weg von der im Parlament zentrierten, demokratisch le-
gitimierten Politikproduktion – idealtypisch in Gesetzesform – tragen zum anderen
Prozesse der Internationalisierung bei, die den Trend zur „postparlamentarischen
Demokratie“ (Benz 1998b) durch eine Verlagerung von Politikformulierungs- und
Entscheidungskompetenzen auf internationale und supranationale Instanzen ver-
stärken (Marschall 2002).

Während man die Auswirkung dieser Prozesse auf der individuellen Ebene von
Einstellungen zu erforschen begonnen hat, ist das öffentlich kommunizierte Legi-
timationsgeschehen in diesem Kontext so gut wie gar nicht erforscht, da hier ent-
sprechendes Datenmaterial erst generiert werden muß. Dies gilt sowohl für diskur-
sive als auch für kausale Verknüpfungen zwischen ID und Legitimationswandel.
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3.3.2 Stand der Forschung

Legitimität als traditionelles Konzept und
als Forschungsgegenstand der Politikwissenschaft

Das stets dynamisch und nicht statisch zu verstehende Konzept der Legitimität, ob-
gleich durchaus ein Schlüsselbegriff der Politikwissenschaft, ist seit jeher mehr-
deutig und zudem kulturspezifischen sowie historischen Variationen unterworfen
(vgl. Würtenberger 1973, 1982). Dem heutigen Verständnis nach zielt Legitimität
zumindest auf zwei Bedeutungsdimensionen:

Zum einen kann damit der Legitimitätsanspruch einer Herrschaftsordnung ge-
meint sein, in der bestimmte Prinzipien verwirklicht sind bzw. verwirklicht sein
sollen, um diese legitim erscheinen zu lassen. Hier ist eher ein normativer Legiti-
mitätsbegriff gemeint. Zum anderen kann der Legitimitätsglaube der Herrschafts-
unterworfenen gemeint, also ein eher empirischer Begriff der Legitimität impliziert
sein (vgl. Nohlen 2002).

Offenkundig werden beide Dimensionen in den einschlägigen Legitimitätsdis-
kussionen thematisiert, nicht selten vermischt und/oder mit unterschiedlicher Ge-
wichtung behandelt. Greift man zum Beispiel die Weberschen Idealtypen legitimer
Herrschaftsformen (traditionale, charismatische und rationale Herrschaft) heraus,
die den wissenschaftlichen Diskurs bis auf den heutigen Tag zu prägen vermochten,
so ist festzustellen, daß diese sich primär an der ausschlaggebenden Motivation der
Herrschaftsunterworfenen orientierten, sich eben dieser Herrschaft zu fügen (Weber
1992).

Im einflußreichsten Versuch, Legitimität politikwissenschaftlich zu konzeptua-
lisieren, der von David Easton vorgenommenen Charakterisierung von Legitimität
als Überzeugung von Mitgliedern einer Gesellschaft, daß die Funktionsweise „ih-
rer“ politischen Ordnung weitgehend mit ihren persönlichen moralischen Prinzipien
sowie Ansichten von dem übereinstimme, was richtig oder falsch sei (Easton 1965),
wird dagegen deutlich, daß die empirische Komponente der Legitimitätsüberzeu-
gungen der Bevölkerung sehr stark an deren normativen (und materiellen) Erwar-
tungshorizont gegenüber der Institutionenordnung angebunden ist. Dementspre-
chend differenziert Easton zwischen „diffuser“ Unterstützung der politischen Ord-
nung, unabhängig von ihrer Effektivität und deren output, die einerseits stärker auf
Politikergebnisse fokussiert ist und andererseits genau deswegen auch volatiler ist.

Die von Luhmann entworfene „Legitimation durch Verfahren“ (Luhmann
1993) wiederum betont die legitimitätsstiftende Wirkung prozeduraler Verfahrens-
regeln sowie deren Einhaltung mit Blick auf stabilisierte Erwartungshaltungen, ris-
kiert aber bei ihrer Vorliebe für komplexitätsmindernde Mechanismen eine redukti-
onistische Variante von Legitimität, die gegenüber der Wirklichkeit unterkomplex
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ist. Nicht zuletzt hiergegen richtet sich die normativ anspruchsvolle Legitimitäts-
theorie von Habermas, die kapitalismuskritisch und mit Versatzstücken kritischer
Theorie garniert, vor einer inhaltlich entleerten und „diffusen“ Massenloyalität
warnt (Habermas 1973). In späteren Arbeiten hat allerdings auch Habermas die –
im Weberschen Typus legaler Herrschaft wie in der Luhmannschen Legitimität
durch Verfahren angelegte – Betonung prozedural verbindlicher Verfahren für die
Legitimität rechtsstaatlicher Demokratie anerkannt (Habermas 1992). Diese Er-
kenntnis ist allerdings in der Rechtswissenschaft schon immer präsent gewesen
(vgl. Achterberg/Krawietz 1981; Kriele 1994).

Bereits dieser kurze Blick auf einige beispielhafte und besonders prominente
Referenzansätze, auf die sich die Theoriebildung zur politischen Legitimität (vgl.
hierzu Heidorn 1982) immer wieder bezieht, zeigt: Legitimität ist äußerst komplex
und gründet sich auf eine Vielzahl unterschiedlicher Legitimitätsfaktoren, die sich
zwischen den beiden Polen diffuser und spezifischer Unterstützung bewegen. Ver-
fahren, die in besonderen Formen der Legitimation institutionalisiert sind, kommt
bei der Herstellung als „legitim“ eingeschätzter Politik offenbar eine herausragende
Bedeutung zu. Nicht nur, daß Verfahren einen Wert an sich darstellen und damit
normativ besetzt sind, sie gelten darüber hinaus auch als Gewährleistung für die Er-
zeugung von Politikinhalten, die (am ehesten) als legitim gelten dürfen. Dies gilt
insbesondere für die im modernen DRIS verbreitete Herrschaftsform der rechts-
staatlichen Demokratie.

Geht man davon aus, daß spätestens mit Beginn des 20. Jahrhunderts die De-
mokratie der Leitbegriff politischer Legitimität ist, so läßt sich gerade an dieser
Herrschaftsform zeigen, daß sie in unterschiedlichen historischen und kulturspezifi-
schen Ausprägungen stets auf die Kombination bestimmter Grundnormen mit em-
pirischer Anerkennung durch die Bürger sowie die Einhaltung bestimmter Verfah-
ren der Entscheidungsbildung angewiesen ist: Insbesondere die bei Habermas kriti-
sierte, inhaltlich „diffuse“ Massenloyalität (Habermas 1973) hat eine entscheidende
Funktion für den Bestand politischer Ordnung. Ein Indiz hierfür ist, daß die in den
1970er Jahren vielfältig konstatierten und zumeist normativ deduzierten Legitimi-
tätskrisen (Offe 1975; Ebbighausen 1973; Kielmannsegg 1976; Fach/Degen 1978)
empirisch so gut wie nicht nachzuweisen waren (Kaase 1979). Ähnliches gilt für
die seitens neo-konservativer Autoren konstatierten Legitimationsprobleme, die in
deren Perzeption aus einem verfehlten Selbstverständnis des modernen Staates als
Daseinsvorsorgestaat resultierten und zu einer Selbstüberforderung des Regierens
in der Demokratie führten (Crozier u.a. 1975; Hennis u.a.1977/1979). Und auch die
Kritik an der Mehrheitsdemokratie (Guggenberger/Offe 1984) und der Wettbe-
werbsdemokratie (Offe 1980) ist bislang den empirischen Nachweis faktischen Le-
gitimationswandels, geschweige denn -verlustes schuldig geblieben. Damit aber ist
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auch ein Symptom des Legitimationsdiskurses im Kontext der sogenannten „neuen
Staatlichkeit“ benannt, das gewissermaßen als Antrieb für die Formulierung des
vorliegenden Projektes fungiert hat.

Legitimationswandel „neuer“ Staatlichkeit
durch Internationalisierung und Deparlamentarisierung?

Das mit Blick auf die „neue Staatlichkeit“ verbreitete Konstatieren des Wandels
demokratischer Legitimation (zum Konzept der Legitimation vgl. Greiffenhagen
1998; Busshoff 1996; Flathman 1993; Kaase 1992; Mandt 1995; Westle 1989), et-
wa in Richtung einer „postparlamentarischen Demokratie“ (Benz 1998b) oder ana-
chronistischen, weil „überholten Legitimität“ (Mirbach 1990), ist implizit oder ex-
plizit oftmals an die ältere Begrifflichkeit der Legitimationskrise bzw. Legitimati-
onsprobleme (Habermas 1973; Kielmannsegg 1976) gekoppelt. Die hier quasi im-
manenten und/oder normativ deduzierten Legitimationsdefizite erscheinen modern
gewendet als Symptome der neuesten „Transformation der Demokratie“ (Dahl
1994) oder gar einer Regression zum „Ende der Demokratie“ (Guehénno 1996) im
Gefolge von Internationalisierung und Deparlamentarisierung (ID). Sowohl hin-
sichtlich der Einhaltung konstitutiver Verfahren der Entscheidungsbildung als auch
hinsichtlich der bis dato geltenden shared values und Akzeptanz von Outputs de-
mokratischen Regierens scheint sich der in ID zum Ausdruck kommende Form-
und Substanzwandel auf die Legitimität von governance in der neuen Staatlichkeit
auszuwirken – und zwar negativ, in Richtung eines Legitimationsverlustes, einer
Legitimationslücke oder zumindest eines Wandels der Legitimationsformen, die
nichts oder nur noch sehr wenig mit tradierten Legitimationsformen staatlich zent-
rierter und vor allem parlamentarisch-repräsentativ ausgeübter Demokratie zu tun
habe.

Nicht zu übersehen ist der normative Bias in der Mehrzahl einschlägiger Bei-
träge, die durchweg Bedingungen formulieren, unter denen ein politisches System
jenseits herkömmlicher Staatlichkeit legitim sein könnte (vgl. Grande 1996; Folles-
dal/Koslowski 1998; Schmalz-Bruns 1999; Greven/Pauly 2000), wobei die not-
wendig defizitäre Wirklichkeit demgegenüber genauso notwendig suboptimal ab-
schneidet.

Will man indessen Näheres über das für einen Legitimationswandel maßgebli-
che öffentliche Legitimationsgeschehen im DRIS in seiner Konnexität zu Internati-
onalisierung und Deparlamentarisierung erfahren, stößt man sehr schnell auf Lü-
cken: Der Wandel von Staatlichkeit wird zwar vielfältig beschrieben (Caporaso
1989; Evans 1997; Goldmann 2001; Sørensen 2001; Poggi 1990) und in seinen
möglichen Auswirkungen auf Demokratie bzw. legitime demokratische Herrschaft
analysiert (Brunkhorst/Kettner 2000; Greven 1998; Höffe 1999; Held 1995), wobei
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insbesondere auch der Legitimität supranationaler Governance (Nye/Donahue
2000) im Rahmen der europäischen Integration Aufmerksamkeit gilt (Karlsson
2001; Greven/Pauly 2000; Böhner 1998; Abromeit 1998; Höreth 1999) und auch
der Wandel öffentlicher Meinung im Gefolge der internationalized Governance
(Niedermayer/Sinnott 1996) behandelt wird. Konkrete Daten zu legitimationsrele-
vanten öffentlichen Auseinandersetzungen – sei es in diskursiven oder sei es in
kausalen Verknüpfungen von ID und Legitimation – gibt es dagegen so gut wie gar
nicht. Hier dominieren vielmehr die Erhebung von individuellen Einstellungen zum
politischen System (Niedermayer 2001; Fuchs 1989) im Fahrwasser des Easton-
schen Konzeptes von support (Easton 1965), die Frage nach der (generellen) Unter-
stützung für die Demokratie (vgl. Klingemann 2000; Norris 1999; Kaase 1989), der
(globale) Wertewandel (Abramson/Inglehart 1995; Inglehart 1977, 1997) und die
Forschung zur politischen Kultur (Almond/Verba 1963, 1980; Greiffenha-
gen/Greiffenhagen 1993; Berg-Schlosser/Schissler 1987; Berg-Schlosser/Rytlewski
1993).

Ob ein Wandel von Grundmustern politischer Legitimation stattgefunden hat
oder nicht ließe sich aber vermutlich auch daran erkennen, ob in öffentlichen Aus-
einandersetzungen über die Legitimität von internationalisierten und/oder deparla-
mentarisierten Politiken, Institutionen, Regierungsweisen und politischen Ordnun-
gen insgesamt alte Formen der Legitimation kritisiert und denunziert sowie neue
Formen der Legitimation kommuniziert und eingefordert werden – oder eben nicht.
Wandel oder Nicht-Wandel öffentlicher Legitimation würde als Phänomen auf der
Ebene politischer Kommunikation zwischen den beteiligten politischen Akteuren,
individuellen wie korporativen, sichtbar. Die Erforschung von Wandel oder Nicht-
Wandel öffentlicher Legitimation als Phänomen öffentlicher Kommunikation von
politischen Akteuren zu bestimmten, durch ID beeinflußte politischen Issues (die
wiederum mit spezifischen policies verknüpft sind) liegt bislang allerdings außer-
halb des wissenschaftlichen Fokus (vgl. aber Norris 2000). Jenseits der mittels Um-
frageforschung zu erhebenden Einstellungsdaten fehlen hier Daten zu legitimati-
onsrelevanten öffentlichen Auseinandersetzungen, die den Wandel politischer Le-
gitimation über die in der öffentlichen Auseinandersetzung stattfindende Etablie-
rung neuer Begründungsfiguren (vgl. Grieswelle 2000) und Kriterien der Anerken-
nungswürdigkeit demokratischer Herrschaft verdeutlichen – und dies mit Bezug auf
Internationalisierung und/oder Deparlamentarisierung. Legitimität und ihr Leitbeg-
riff der Demokratie erscheinen hingegen fast durchweg als normative Begriffe, de-
nen auch die „neue Staatlichkeit“ zu entsprechen hat – geschieht dies nicht, gibt es
ein Legitimationsproblem.

Das Projekt möchte hier konzeptuell sowohl bescheidener als auch anspruchs-
voller ansetzen: Zum einen wird nicht ausgegangen von einem wie auch immer zu
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fassenden Legitimationsverlust oder einer Legitimationslücke. Es geht also nicht
darum, der neuen Staatlichkeit, die symptomatisch an ID festgemacht wird, ein
„Mehr“ oder „Weniger“ an Legitimität zuzuschreiben. Worum es geht, sind
Bestreitung und/oder Bewahrung von Legitimationsformen auf der Ebene öffentli-
cher Kommunikation, die sich an den Symptomen der ID festmachen und/oder auf
bestimmte Issues resp. Policies fokussieren lassen.

Die Forschungsfrage lautet daher: Verändert sich das öffentlich kommunizierte
Legitimationsverständnis (in den zu untersuchenden Ländern) mit Bezug auf und in
Abhängigkeit von Prozessen der Deparlamentarisierung und Internationalisierung?
Mit der Konzentration auf das öffentliche Legitimationsgeschehen1 löst sich der
gewählte Untersuchungsansatz von den bisherigen Konzepten empirischer Legiti-
mationsforschung. Individuelle Einstellungen zum politischen System gehören ent-
sprechend nicht zum zentralen Untersuchungsgegenstand dieses Projektes, Daten
zu Legitimationseinstellungen werden nur zu ausgewählten Vergleichszwecken
hinzugezogen. Statt der per Umfrageforschung zu erhebenden Einstellungsdaten
bilden – im Rahmen des Projektes originär zu erhebende – Daten zu legitimations-
relevanten öffentlichen Auseinandersetzungen das Untersuchungsmaterial. Von ei-
nem Wandel politischer Legitimation wäre hiernach zu sprechen, wenn sich auch in
der öffentlichen Auseinandersetzung neue Begründungsfiguren und Kriterien der
Anerkennungswürdigkeit demokratischer Herrschaft durchsetzten.

Die Verortbarkeit von ID und Legitimationswandel
im Kontext gegenwärtiger Forschung

Die für die Fragestellungen dieses Projektes relevante Forschung zu Fragen des Le-
gitimationswandels durch Internationalisierung und Deparlamentarisierung ist ei-
nerseits eingebettet in den Rahmen der Demokratieforschung und Demokratietheo-
rie (vgl. Schmidt 2000) sowie der (vergleichenden) Parlamentarismusforschung
(Norton 1996; Doering 1995; Copeland/Patterson 1994; Loewenberg/Patterson
1979; Blondel 1973; Loewenberg 1971). Sie ist andererseits ein Ableger der breit
geführten Debatte über die Globalisierung und ihre Auswirkungen auf die Demo-
kratie in den Nationalstaaten (Held 1995; Zürn 1998; Kohler-Koch 1998).

Arbeiten zur Internationalisierung und den daraus resultierenden negativen
Folgen für die demokratische Substanz des DRIS überwiegen bei weitem die ge-
nuine Forschung zur Deparlamentarisierung und entstammen zudem oftmals unter-
schiedlichen Teildisziplinen der Politikwissenschaft, nämlich Politische Theorie

                                                                       
1 Die legitimationsrelevante Problematik der Entstehung einer transnationalen Öffentlichkeit parallel

zur Entwicklung einer transnationalen politischen Ordnung ist Gegenstand des Teilprojekts von
Peters (B3).
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und Internationale Beziehungen/Integrationsforschung einerseits sowie Innenpolitik
und Komparatistik andererseits. Die meisten Studien zur Internationalisierung the-
matisieren die Schwächung des Nationalstaates im Gefolge der Globalisierung
(Ohmae 1995, 2000; Krugmann/Obstfeld 2000) und/oder dessen Einbindung in ein
System von global governance, wobei die europäische Integration ein eigenes Feld
der Theoriebildung zur governance bildet und die Diagnosen zur Schwächung des
Nationalstaates variieren. Für eine detaillierte Übersicht zur einschlägigen Literatur
sei hier aus Platzgründen auf die entsprechenden Ausführungen des Dachpapiers
verwiesen.

Oftmals wird Internationalisierung als direkte Ursache für Demokratieverluste
– speziell: Deparlamentarisierung – angesehen (Marschall 2002; von Beyme 1998;
Börzel 2000; Andersen/Burns 1996; Weber-Panariello 1995), weil die national-
staatlichen Exekutiven die bestimmenden Akteure des Internationalisierungs-
prozesses seien (Moravsczik 1998, 1994, 1993) und hier eine weitgehende Hand-
lungsfreiheit ohne hinderliche Rückbindung an parlamentarische Mitwirkung
durchgesetzt hätten (Benz 1998a: 345), wobei die Internationalisierung sowohl in
Gestalt der Europäischen Integration als auch internationaler Organisationen wie
der WTO als whipping boy dient, die zur heteronomen Fremdbestimmung des im
herkömmlichen Nationalstaat sich selbstbestimmenden ideellen demos führt (vgl.
Krajewski 2001). Speziell von juristischer Seite wird hier eingeklagt, daß Demo-
kratie als Regierungsform (Böckenförde 1999; Kaufmann 1997) bis auf weiteres
darauf angewiesen sei, den nationalstaatlichen Parlamenten substanzielle Kompe-
tenzen zu bewahren (BVerfGE 89: 155 f.; Steffani 1995).

Die Realität zeigt hingegen, daß etwa der Deutsche Bundestag, speziell dort,
wo es um die Setzung von europäischem Sekundärrecht geht, nur noch eine Notifi-
zierungsfunktion ausübt (Sturm/Pehle 2001: 73; Ismayer 2000: 297) und als "penet-
rierte" Institution ohnehin beträchtliche Anstöße für die Ausübung seiner Legisla-
tivfunktion extern und d.h. auch international erhält (von Beyme 1997: 185 f.).
Parlamentarische Entscheidungen erscheinen zudem weitgehend präjudiziert durch
Formen der Verhandlungsdemokratie (Scharpf 1993), in denen eine Informalisie-
rung von Politik stattfindet, etwa durch regierungsnah agierende Experten- und
Parteiengremien (von Blumenthal 2002) und Bündnisrunden, konkordanz- und ver-
handlungsdemokratische Regelungsprozesse (Scharpf 1993; Holtmann/Voelzkow
2000) u.ä., die sich alle durch eine Tendenz zur „Flucht aus der Institution“ des
demokratisch legitimierten parlamentarischen Gesetzgebers auszeichnen. Dies be-
zieht sich auch auf Formen der Privatisierung und der Judizialisierung, durch die
das Parlament umgangen wird.

Es kommt zu einer „Diskrepanz zwischen den formalen Beteiligungsrechten
der Bürger und ihren effektiven Einflußchancen“ (Grande 1996: 336) und die
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Gestaltungs- und Kontrollkompetenz der Parlamente nimmt ab (Scharpf 1993;
Abromeit 1997). Juristen diskutieren dies schon länger im Umfeld der sogenannten
Wesentlichkeitstheorie und des Gesetzesvorbehalts, seit Anfang der 1980er Jahre
auch unter dem Stichwort des informalen Rechtsstaates (Bohne 1981) bzw. des in-
formalen Verfassungsstaates (Schulze-Fielitz 1984), während der Prozeß der Inter-
nationalisierung mit Begriffen wie dem „offenen Verfassungsstaat“ bzw. dem „ko-
operationsoffenen Verfassungsstaat“ umschrieben wird (Hobe 1998a, b).

Von Deparlamentarisierung wird ebenfalls in einer Vielzahl unterschiedlicher
Konnotationen gesprochen, die sowohl internationale als auch „binnenstaatliche“
Verwurzelungen haben. So ist beispielsweise von Deparlamentarisierung die Rede,
wenn ein Idealtyp wie das Redeparlament zugrundegelegt und sodann festgestellt
wird, daß eine Funktionsverlagerung zum Arbeitsparlament stattfindet. Man spricht
auch von Deparlamentarisierung, wenn klassische Funktionen des Parlaments wie
Kontrollfunktion, Öffentlichkeits- und Kommunikationsfunktion qualitative Verän-
derungen erfahren. Und erst recht kann man überall dort von Deparlamentarisie-
rung sprechen, wo verhandlungsdemokratische Prozeduren zu einem bypass des
Parlaments führen und dieses, wenn überhaupt, nur noch Beschlüsse ratifiziert, auf
die es weder Einfluß genommen hat noch nehmen konnte (Sturm/Pehle 2001: 57
ff.). Normativ gesehen kann eine solche Rekalibrierung bislang „demokratischer“
Verfahren dann zu der Frage führen, inwieweit Verfassungsprinzipien wie Demo-
kratie überhaupt noch eine Auswirkung auf institutionelle und kompetenzmäßige
Ausgestaltungen staatlicher Institutionen im parlamentarischen System haben und
ob es angesichts ihrer verfahrensmäßigen Umgehung nicht geradezu zwangsläufig
zu geminderter demokratischer Legitimation kommen muss (Waechter 1994), die
durch Legitimitätserzeugung in einer „Abstimmungsgesellschaft“ (Lucke 1995) o-
der „politische Kommunikation“ in der „Mediendemokratie“ (vgl. Sarcinelli 1994,
1998; Marschall 1999) nur unzulänglich kompensiert wird.

Neben Ansätzen, die rein diagnostisch den Niedergang des Parlamentarismus
konstatieren und/oder defensiv auf einer Verknüpfung von Nationalstaat und par-
lamentarischer Demokratie bestehen, gibt es allerdings auch Versuche, ID (demo-
kratie)verträglich (Scharpf 1993) – quasi „relegitimierend“ – zu interpretieren und
sich mit den Aspekten und Aussichten einer postparlamentarischen Demokratie
auseinander zu setzen (Benz 1998b). Hierbei geht es oft um – kompensatorische o-
der auch substitutive – Mechanismen zur Etablierung von Demokratie jenseits von
Staatlichkeit (Abromeit 1998, 1999; Grande 1997; Held 1995; Jachtenfuchs 1999;
Zürn 1996) bis hin zu Konzepten assoziativer Demokratie (Cohen/Rogers 1992;
Hirst 1994; Schuppert 1997; Schmalz-Bruns 1997), die generell versuchen, gesell-
schaftliche Legitimation unterhalb der etatistisch-parlamentarischen Schwelle zu
etablieren. Output-orientierte Ansätze der Demokratietheorie versuchen zudem zu
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zeigen, daß Demokratiedefizite nicht zwingend ein Legitimationsdefizit nach sich
ziehen müssen, wenn deparlamentarisierte Politiken jenseits des Nationalstaates
gemeinwohlorientierte und problemadäquate Lösungsansätze (unterhalb genuiner
Redistributionspolitiken) zu erzeugen vermögen (Scharpf 1999; Majone 2001,
1996). Gleichwohl bleiben Spannungen zwischen parlamentarischer und gouver-
nementaler Repräsentation sowie zwischen parlamentarischer und assoziativer Rep-
räsentation bestehen, die potentielle Legitimationsdefizite nach sich ziehen können
(Benz 1998a: 354 ff.).

Dies liegt daran, daß die meisten Arbeiten implizit oder explizit davon ausge-
hen, daß Parlamente „Ausdruck der zentralen Ordnungswerte einer Gesellschaft“
(Oberreuter 1992: 305) und somit bedeutsame legitimizing agencies sind – „the
almost universal adoption of legislative institutions suggests that in the modern
world all legitimate government must formally include a representative popular
component“ (Almond u.a. 1993: 140/141). Insofern muß diskursiven und/oder kau-
salen Verknüpfungen zwischen Deparlamentarisierung und Legitimation gebühren-
de Aufmerksamkeit gewidmet werden. Ein Blick auf die einschlägige Literatur er-
gibt hier aber ein eher disparates Bild:

Die (deutsche) Parlamentarismusforschung (als Überblick Oberreuter u.a.
2001; Thaysen u.a. 1988; Schneider/Zeh 1989; Porzner u.a. 1990) hat sich einer
großen Vielfalt von Themen zugewandt. Arbeiten, die sich mit dem meßbaren
Standing der Volksvertretung und ihrer Legitimation bei den Repräsentierten bzw.
Adressaten der Gesetzgebung befassen, sind dagegen eher selten (Schüttemeyer
1986; Brettschneider 1995; Oberreuter 1984). Zudem bleibt zu beachten, daß „the
legislature’s prestige in a nation does not accurately reflect its policy making in-
fluence; it is more a reflection of the general esteem in which governmental institu-
tions are held“ (Almond u.a. 1993: 142).

Auffällig ist in diesem Zusammenhang die Diskrepanz zwischen der wissen-
schaftlichen Bewertung des parlamentarischen Einflusses auf den politischen Ent-
scheidungsprozeß und der Perzeption des Bürgers, die Norton herausgearbeitet hat
(Norton 1990). Scheinbar werden hiernach Parlamente in ihrer Fähigkeit, Politikin-
halte maßgeblich zu bestimmen, seitens der Wissenschaft und seitens der von den
Politiken eigentlich betroffenen Bürger ganz unterschiedlich eingeschätzt. Legiti-
matorisch kann dies zu Verzerrungen in der diskursiven und kausalen Verknüpfung
von ID und Legitimationswandel führen, was sich u.a. darin niederschlägt, daß die
angeblich delegitimierenden Einflüsse internationalisierter Politiken primär von ei-
ner normativ-präskriptiven Warte aus deduziert werden, während intrastaatliche
Tendenzen zur Deparlamentarisierung immerhin zumindest materiell festgemacht
werden können (von Beyme 1997: 362), ohne aber auch hier Genaueres zu deren
faktischer Wirkung auf die Legitimität sagen zu können.
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Wie läßt sich nun der vorläufige Erkenntnisstand zur Frage nach dem Wandel
demokratischer Legitimation durch ID zusammenfassen? Die komplexe Demokra-
tietheorie definiert staatliches Handeln bislang als demokratisch legitimiert, wenn
(s. Benz 1998b: 202)
� allen betroffenen Bürgern gleiche Beteiligungsmöglichkeiten in Entschei-

dungsverfahren zustehen, die es ihnen erlauben, ihre Interessen authentisch
einzubringen (Prinzip der Interessenvermittlung zwischen Regierten und Re-
gierenden; Prinzip der politischen Gleichheit);

� politische Entscheidungsprozesse sowie das Handeln von Repräsentanten für
die Bürger transparent, nachvollziehbar und kontrollierbar sind (Prinzip der Öf-
fentlichkeit; Prinzip der Verantwortlichkeit) und

� wenn in Entscheidungsverfahren effektive Problemlösungen gefunden werden,
die von den Bürgern als solche anerkannt werden (Prinzip der Effektivität).

Diese Definition ist insofern als symptomatisch anzusehen, als in ihr sowohl input-
als auch output-orientierte Aspekte der Legitimität vermischt werden, in die zudem
normative und empirische Legitimitätsverständnisse verquickt sind. Belege dafür,
wie in einzelnen Staaten solche Prinzipien als Legitimitätskriterien in Bezug auf ID
und Issues/Policies angewendet werden bzw. ob es einen qualitativen Legitimati-
onswandel aufgrund eines Wechsels von Grundtypen der Legitimation, einer Ver-
schiebung im Mischungsverhältnis der Legitimationsformen und/oder den Aus-
tausch des inhaltlichen Kriteriums innerhalb einer Legitimationsform gibt, findet
man in der einschlägigen Literatur hingegen nicht. Was bleibt, ist die (naheliegen-
de) These, daß tradierte Legitimationsformen in dem Maße unter Druck geraten,
wie sich der DRIS durch Prozesse der ID wandelt.

Um in diesem Kontext einen durch ID initiierten Wandel demokratischer Legi-
timation systematisch identifizieren zu können, empfiehlt es sich einerseits, das
Konzept der Legitimität von normativ-präskriptiven Vorgaben abzulösen, sich zum
anderen aber auch von der umfragezentrierten Einstellungsforschung zu lösen und
so die – zweifellos fruchtbaren, aber eben auch vielschichtigen – Kategorien „diffu-
ser“ und „spezifischer“ Unterstützung anders zu konturieren. Hierbei wäre auch zu
reflektieren, ob die Differenzierung nach input- und output-zentrierter Legitimation
hinreichend trennscharf und sensibel ist und wie „Demokratie“ als Leitbegriff mo-
derner Legitimität in der „neuen Staatlichkeit“ reinterpretiert wird.

Die aktuelle Diskussion zur Legitimität „neuer Staatlichkeit“ konstatiert fast
durchgehend, daß Prozesse der Internationalisierung die von Dahl für die reprä-
sentativen Demokratien ausgemachte „Transformation der Demokratie“ (Dahl
1994) intensivieren und fortsetzen, und zwar in einer nach bisherigen demokrati-
schen Standards problematischen, wenn nicht defizitären Weise (vgl. Weidenfeld
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1996; Höreth 1999), die neuen Legitimitätserwerb notwendig mache (Böhner
1998). Nach dem bisherigen Stand der Forschung zeichnet sich eine funktionsfähi-
ge Demokratie als Referenzgröße politischer Legitimation durch folgende Charak-
teristika aus (Schmidt 2000: 451):
� Aufteilung bzw. Neutralisierung staatlicher Exekutivgewalt, vor allem die

wirksame zivile Kontrolle polizeilicher und militärischer Gewalt;
� die von Dahl ausgemachte „MDP-Gesellschaft“ – eine wirtschaftlich einiger-

maßen entwickelte, moderne, dynamische, pluralistisch gegliederte Gesell-
schaft, in der die Machtressourcen weit gestreut sind;

� eine kulturell tief verankerte Wertschätzung individueller Autonomie und Frei-
heit, wie etwa in den christlichen sowie judäo-christlichen Religionen;

� eine ethnisch relativ homogene Bevölkerung oder zumindest die friedliche Re-
gelung von Konflikten zwischen verschiedenen Volksgruppen;

� die völkerrechtliche Unabhängigkeit, unstrittige Grenzen und ein der Demo-
kratie förderliches internationales Umfeld;

� tief verwurzelte liberal-konstitutionelle Traditionen;
� Barrieren gegen Einparteiendominanz und
� mit einiger Regelmäßigkeit erfolgende Regierungswechsel.

Internationalisierung und Deparlamentarisierung als Phänomene „neuer Staatlich-
keit“ scheinen geeignet, diese must haves moderner Demokratie zu tangieren, gar
zu schwächen – aber führt dies auch zwingend zu Legitimationsverlusten? Demo-
kratiedefizite, erst recht wenn sie von einer normativ-präskriptiven Warte ausge-
macht werden, müssen nicht zwingend zu Legitimationsverlusten führen, wie ins-
besondere output-orientierte Demokratietheorien betonen. Sowohl Internationalisie-
rung als auch Deparlamentarisierung können insoweit also – je nachdem, welche
Ausgangsdefinition von Demokratie man wählt – durchaus Demokratiedefizite zei-
tigen, ohne gleichzeitig Legitimationsverluste nach sich zu ziehen und das Vertrau-
en in das politische System in einen confidence gap (Lipset/Schneider 1987) zu
manövrieren (Kaase/Newton 1999). Entscheidend scheint eher eine generalisierte
Zustimmung im Sinne einer „continuing responsiveness of the government to the
preferences of the citizens“ (Dahl 1971: 1) zu sein. Zwar gibt es den rekurrenten
Vorwurf, daß etwa die Politik des Deutschen Bundestages immer seltener den Inte-
ressen und Präferenzen der Bevölkerung entspreche (Maier 2000) und deshalb nur
wenig responsiv (hierzu grundlegend Eulau/Karps 1978; Pitkin 1967) sei, aber
stimmt dies wirklich, und lassen sich daran entsprechende Legitimationsverluste
festmachen? Und gilt dies vor allem grosso modo für alle Länder? Responsivität als
legitimationssichernde Variable (Brettschneider 1995) rekurriert als empirisches
Konzept auf die von Easton ausgemachte „spezifische“ Unterstützung für be-
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stimmte outputs (policies), ist aber gleichzeitig eine normative Größe, da vorausge-
setzt wird, nur eine responsive Politik könne auch wirklich demokratisch und mit-
hin legitim sein. Hier kommt es also nicht nur darauf an, Legitimität nach input- o-
der output-Orientierung (Scharpf 1970, 1999) zu differenzieren, sondern dieser
auch empirisch wahrnehmbare Legitimationsformen zuzuordnen, über die öffentli-
che Legitimationsauseindersetzungen entstehen.

3.4 Eigene Vorarbeiten

Die Antragsteller haben sich mit Legitimationsproblemen moderner Staatlichkeit
und den legitimatorischen Folgeproblemen von Deparlamentarisierung und Inter-
nationalisierung vor allem auf den Forschungsgebieten Sozialstaatsanalyse und
Verfassungswandel beschäftigt.

Der Antragsteller Roland Lhotta hat in den letzten Jahren schwerpunktmäßig
zu Problemen der Verfassungstheorie, des Verfassungswandels sowie der Akzep-
tanz und Integrationsfähigkeit von Verfassungsrecht unter Bedingungen sich ver-
ändernder Staatlichkeit gearbeitet (1997, 1998, 2000a, 2001). Die Legitimations-
thematik bestimmt zudem seine Auseinandersetzung mit dem Integrationsbegriff
bei Rudolf Smend (2000b, 2003). Weiterer Schwerpunkt Roland Lhottas ist die
(vergleichende) Forschung zur Verfassungsgerichtsbarkeit und zum Föderalismus
sowie deren Einfluß auf den Verfassungswandel und das demokratische Regieren
in Mehrebenensystemen (1995, 2000c, 2002a, 2002b; Lhotta/Kilper 1996). Der
Antragsteller Frank Nullmeier hat sich Fragen der Legitimation des Sozialstaates
detailliert am Beispiel von Alterssicherungspolitiken gewidmet (Nullmeier/Rüb
1993), die Bedeutung des Gerechtigkeitsverständnisses für das Gelingen politischer
Legitimation untersucht (1994, 2000a, 2000b, 2002; Nullmeier u.a. 1995) und die
Potentiale der politisch-moralischen Ressource „Gemeinsinn“ erörtert (Nullmei-
er/Rüb 1994; Nullmeier/Pritzlaff 2002).

Einen zweiten Schwerpunkt der Antragsteller bilden Arbeiten zu konzeptio-
nellen und methodischen Grundfragen der Politikwissenschaft, speziell der Policy-
Forschung und der Analyse politischer Sprache. Frank Nullmeier hat Beiträge zur
Entwicklung interpretativer Ansätze in der Policy-Forschung vorgelegt (1997,
1999, 2001; Nullmeier/Edmondson 1997). Erwähnenswert ist schließlich ein Bei-
trag im Kontext Politik und Sprache, der die leitartikelgestützte Analyse des Ein-
dringens demokratiekritischer Sprache in öffentliche Diskurse behandelt (Lhotta
1989).
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3.5 Arbeitsprogramm
(Ziele, Methoden, Arbeits- und Zeitplan)

3.5.1 Forschungsziele

Die Legitimationsdiskussion wird in diesem Sfb als zentraler Bestandteil moderner
Staatlichkeit definiert. Mit der Frage nach der Veränderung von Legitimations-
mustern in ausgesuchten OECD-Ländern behandelt das Projekt diese Thematik. Die
Grundfrage des Projektes lautet: Haben sich die Muster politisch-demokratischer
Legitimation durch Prozesse der Deparlamentarisierung und Internationalisierung
verändert? Grundsätzlich lassen sich die folgenden denkbaren Entwicklungsrich-
tungen benennen:
1. Generelle Delegitimation demokratischer Herrschaftsformen,
2. Beibehaltung der tradierten Formen demokratischer Legitimation (bei quanti-

tativen Veränderungen wie Stärkung oder Schwächung) oder leichte Verschie-
bungen des tradierten Musters demokratischer Legitimation (aufgrund inter-
pretatorischer Varianten) und
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3. Qualitativer Wandel demokratischer Legitimation (bei gleichzeitigen quanti-
tativen Veränderungen wie Stärkung oder Schwächung).

Die Legitimationsforschung bietet aufgrund der Neigung zu normativ bewertenden
Aussagen auch in empirischen Kontexten bisher wenig Ansatzpunkte für eine sys-
tematische und vergleichende Bearbeitung des politischen Legitimationswandels
und seines Zusammenhangs mit Prozessen der ID. Zwar bietet die Forschungslite-
ratur für jede der genannten Entwicklungsrichtungen Hinweise, jedoch kein Unter-
suchungsdesign, das das Auftreten einer dieser Entwicklungstendenzen in Differenz
zu den beiden anderen Tendenzen empirisch zu erheben erlaubte. Die Legitimati-
onsmessung und Akzeptanzforschung z.B. in Eurobarometer-Surveys vermag zwar
die Verringerung oder Vermehrung der Anerkennung bestimmter Legitimations-
objekte anzuzeigen, bietet aber wenig Hilfe bei der Beantwortung der Frage nach
Grundentwicklungsrichtungen und qualitativem Wandel. Um die Fragestellung des
Projektes bearbeiten zu können, sind daher konzeptionell und methodisch bisher
seltener begangene oder neue Wege zu beschreiten.

Alle drei denkbaren Entwicklungen politischer Legitimation können sich in öf-
fentlichen Legitimationskonflikten und -debatten und/oder auf der Ebene der Ver-
schiebung individueller Einstellungen niederschlagen. Die Probleme einer empiri-
schen Legitimationsmessung im Gefolge von Eastons Konzept des support (Easton
1965, 1975) und auf der Basis der Einstellungsforschung sind breit diskutiert wor-
den (Westle 1989; Fuchs 1989). Alternativ sind Strategien der Einbettung in eine
breitere politische Kulturforschung (Greiffenhagen 1998) und der Erforschung von
Legitimation durch das Auftreten oder Fehlen von Handlungen der Legitimations-
verweigerung vorgeschlagen worden (z.B. Menzel 1980). Letzteres mündet in eine
Dissens- bzw. Protestforschung, die das Ausmaß des unkonventionellen politischen
Verhaltens zum Legitimationsindikator nimmt. Gegenüber den hauptsächlich prak-
tizierten Strategien der Messung von Einstellungen bzw. Orientierungen, der Mes-
sung von Handlungen (z.B. Protesten) sowie der Kombination beider Meßverfah-
ren verfolgt das vorliegende Projekt eine alternative Strategie der Legitimationser-
forschung auf der Ebene politischer Kommunikation. Das Projekt zielt auf die em-
pirische Untersuchung des öffentlich kommunizierten Legitimationsgeschehens. Die
Forschungsfrage lautet daher: Verändert sich das öffentlich kommunizierte Legiti-
mationsverständnis in den zu untersuchenden Ländern mit Bezug auf und in Ab-
hängigkeit von Prozessen der Deparlamentarisierung und Internationalisierung
und wird es durch diese Entwicklungen geschwächt oder gar gestärkt?
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Öffentliche Legitimationsauseinandersetzungen

Mit der Konzentration auf das öffentliche Legitimationsgeschehen löst sich der ge-
wählte Untersuchungsansatz von der dominanten Untersuchungsweise empirischer
Legitimationsforschung, der Einstellungsforschung: Individuelle Einstellungen zum
politischen System gehören entsprechend nicht zum zentralen Untersuchungsge-
genstand dieses Projektes, Daten zu Legitimationseinstellungen werden nur zu aus-
gewählten Vergleichszwecken im Rahmen der Fallstudien hinzugezogen. Statt der
per Umfrageforschung zu erhebenden Einstellungsdaten bilden Daten zu legitima-
tionsrelevanten öffentlichen Auseinandersetzungen, insbesondere zu Legitimations-
debatten, das Untersuchungsmaterial. Von einem Wandel politischer Legitimation
ist in diesem Kontext nur dann zu sprechen, wenn sich in der öffentlichen Ausei-
nandersetzung neue Begründungsfiguren und Kriterien der Anerkennungswürdig-
keit demokratischer Herrschaft verbreiten oder gar durchsetzen.

Eine viele Personen erfassende, breite Veränderung individueller Einstellungen
zum politischen System, die sich entfaltet, ohne Spuren in manifesten politischen
Auseinandersetzungen und öffentlichen Debatten zu hinterlassen, soll dagegen als
Legitimationserosion bezeichnet werden. Diese bildet nicht den Untersuchungsge-
genstand dieser Studie. Ob ein Wandel von Grundmustern politischer Legitimation
stattgefunden hat oder nicht, wird sich nach den Überlegungen dieser Studie daran
erweisen, ob in öffentlichen Auseinandersetzungen über die Legitimität von Insti-
tutionen, Regierungsweisen und der politischen Ordnung insgesamt alte Formen
der Legitimation kritisiert und denunziert sowie neue Formen der Legitimation
kommuniziert und eingefordert werden – oder eben nicht. Wandel oder Nicht-
Wandel öffentlicher Legitimation wird als Phänomen auf der Ebene politischer
Kommunikation zwischen den beteiligten politischen Akteuren, individuellen wie
korporativen, sichtbar.

In öffentlichen Legitimationsauseinandersetzungen müssen politische Akteure
Kriterien definieren, Normen aufstellen oder auf Normen Bezug nehmen, an denen
sich die Legitimationswürdigkeit oder Anerkennungswürdigkeit einer politischen
Ordnung oder bestimmter Elemente dieser Ordnung bemißt (Legitimität). Wenn die
Legitimationswürdigkeit einer politischen Ordnung bestritten oder gegen (ver-
meintliche oder gegebene) Bestreitungen per Schrift, Rede oder durch Handlun-
gen/Praktiken innerhalb wie außerhalb der politischen Institutionen verteidigt wird,
liegen kommunikative Prozesse der Legitimation oder Legitimationsauseinander-
setzungen vor. Wird nur die Ebene der in Schrift und Rede erfolgenden Legitimati-
onsauseinandersetzung betrachtet, soll die Bezeichnung Legitimationsdebatte ver-
wendet werden. Wenn die Verknüpfung solcher Debatten mit konfliktuösen politi-
schen Handlungen und Praktiken oder diese legitimationsrelevanten politischen
Aktivitäten und Praktiken (von Auseinandersetzungen innerhalb der Verfassungsin-
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stitutionen über intermediäre Praktiken wie z.B. Lobbying bis zu unkonventionel-
lem politischen Handeln) selbst im Vordergrund stehen, soll von Legitimationskon-
flikten gesprochen werden. Die Differenz zwischen bloßen Debatten einerseits und
Konflikten andererseits markieren legitimationsrelevante Ereignisse. Treten solche
Ereignisse wie z.B. Demonstrationen, Proteste aller Art oder gezieltes Verhalten in
politischen Institutionen im Zusammenhang mit der Bestreitung der Legitimität po-
litischer Institutionen auf, gehen Debatten in manifeste Konflikte über.

Bei Infragestellung von policyfeldspezifischen politischen Institutionen, Orga-
nisationsweisen und Prinzipien handelt es sich um einen Policykonflikt, nicht um
einen Legitimationskonflikt.

Erst bei Infragestellung von policyfeldübergreifenden, allgemeinen politischen
Institutionen, Organisationsweisen und Prinzipien, bei Infragestellung des Grund-
charakters des politischen Systems kann von einem Legitimationskonflikt gespro-
chen werden. Als Legitimationskonflikte sollen politische Auseinandersetzungen
bezeichnet werden, in denen die Anerkennungswürdigkeit der Ordnung eines poli-
tischen Systems, einzelner zentraler Institutionen sowie von Organisationsweisen
oder Prinzipien in politischen Aktivitäten thematisch wird. Legitimationsdebatten
können sich unabhängig von direkt intervenierenden politischen Aktivitäten ent-
falten. Sie können sich in diversen (Teil-) Öffentlichkeiten vollziehen. Neben der
allgemeinen politischen Öffentlichkeit sind auch besonders legitimationskritische
Elitendiskurse (Fachöffentlichkeiten) in die Untersuchung einzubeziehen. Im Rah-
men des Projektes werden vier Öffentlichkeiten/Diskursräume in die Betrachtung
einbezogen:
� Massenmediale Öffentlichkeit (mit Schwergewicht auf den Printmedien),
� Parlamentarische Öffentlichkeit (Plenar- und Ausschußdebatten, parlamentari-

sches Druckmaterial),
� Juristische Öffentlichkeit (Gerichtsurteile der obersten Gerichte, insbesondere

der Verfassungsgerichte) und
� Wissenschaftliche Öffentlichkeit (Debatten insbesondere in wissenschaftlichen

Fachzeitschriften zu Fragen der politischen Legitimation).

In öffentlichen Legitimationsauseinandersetzungen können sich die Aussagen zur
Anerkennungswürdigkeit oder Nicht-Anerkennungswürdigkeit auf verschiedene
politische „Objekte“ beziehen, wie in der Tradition Eastons zu formulieren wäre
(Easton 1965; zusammenfassend: Niedermayer 2001). Gegen Eastons Differenzie-
rung in die Unterstützungsobjekte political community, regime und political autho-
rities sind Einwände erhoben worden, die sich insbesondere auf Fragen der Ab-
grenzbarkeit richten. Hier sollen für die Zwecke einer Kommunikationsanalyse po-
litischer Legitimation politische Ordnungen/Regime/Grundprinzipien (z.B. Demo-
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kratie, Mehrheitsprinzip), politische Kerninstitutionen (insbesondere die Verfas-
sungsinstitutionen) und politische Einheiten (z.B. Nationalstaat) als Legitimations-
objekte bestimmt werden.

Die Eastonsche Unterscheidung zwischen diffuser Unterstützung und spezifi-
scher Unterstützung (Easton 1965, 1975) wird auf der Ebene der Untersuchung öf-
fentlicher politischer Kommunikation in zweierlei Form wieder aufgegriffen:
1. Zunächst wird Eastons Unterscheidung in der Differenzierung der Typen von
Legitimationsformen aufgegriffen. Das Konzept spezifischer Unterstützung zielt
auf die Leistung politischer Einheiten, auf die eher kurzfristige Bewertung des Out-
puts, eine Kategorie, die in neueren Legitimationstheorien in Gegenüberstellung zur
Input-Legitimation verwendet wird. Input-Legitimation ist aber nicht in eine analo-
ge Nähe zur Kategorie diffuser Unterstützung zu bringen, die auf alle Motive und
Gründe dauerhafter Anerkennung der Existenzberechtigung einer politischen Ein-
heit zielt (Westle 1989). Angesichts der Schwierigkeiten exakterer Abgrenzungen
zwischen diffuser und spezifischer Unterstützung und der Umstellung von der Ein-
stellungsforschung auf die Untersuchung öffentlicher Kommunikation wird über
eine – gegenüber dem Schema Input/Output erweiterte – Typologie der Legitimati-
onsformen versucht, eine angemessene Neuformulierung und empirische Verwen-
dung der von Easton entwickelten Kategorien zu erreichen.
2. Dann wird Eastons Unterscheidung in der Frage relevant, in welchem Ausmaß
die Legitimationsauseinandersetzung thematisch an spezifische Issues und Policies
gebunden ist. Wird versucht, politische Institutionen und politische Ordnung wegen
spezifischer Vorgänge in einem Policyfeld zu delegitimieren, oder löst sich die Le-
gitimationsfrage von einem speziellen politischen Thema, einem Issue, oder einem
bestimmten Politikfeld und wird zu einer generalisierten Debatte über die infrage
gestellte Institution? Issue- und policygebundene werden daher von generalisierten
Legitimationsauseinandersetzungen unterschieden. Zu untersuchen ist, ob eine le-
gitimationsrelevante politische Kommunikation eine Bindung an ein politisches Is-
sue aufweist, dessen politische Bearbeitung die politische Ordnung insgesamt frag-
lich werden läßt. Issues ihrerseits sind mit einer oder mehreren Policies verknüpft.
Es ist daher für die Beantwortung der Ausgangsfrage von Bedeutung, jene Policies
empirisch zu identifizieren, die Legitimationskonflikte generieren. Die Deparla-
mentarisierungs- und Internationalisierungsgrade differieren auf der Ebene von in-
stitutionell verfaßten Policies erheblich. Policygebundene Legitimations-
auseinandersetzungen erlauben eine direkte Verknüpfung des Legitimationskon-
fliktes mit den spezifischen institutionellen Veränderungen, die Ergebnis der meist
policyspezifischen Ausprägung des Internationalisierungs- und Deparlamentarisie-
rungsgrades sind. Aber auch generalisierte Legitimationsauseinandersetzungen
können Bezüge zu Internationalisierung oder Deparlamentarisierung aufweisen, nur
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wird entsprechend eine generalisierte, summative Einschätzung des ID-Grades re-
levant werden. Policies, die besondere Chancen dafür bieten, daß sie zur Entfaltung
von Legitimationskonflikten beitragen bzw. daß Policykonflikte in Legitimations-
konflikte übergehen, sind legitimationskritische Politikfelder, die zu bestimmen ei-
ne der Aufgaben des Projektes sein wird. Politische Konfliktfelder sind deshalb
daraufhin zu untersuchen, ob sie Legitimationskonflikte generieren oder als Sach-
und Interessenauseinandersetzungen auf der Ebene der spezifischen Policy verblei-
ben, ohne das politische System als Gesamtheit zu thematisieren und die Legitimi-
tät der politischen Ordnung – oder einzelne seiner Elemente – anzuzweifeln. Für
die Bestätigung und Verteidigung (vermeintlich oder tatsächlich angegriffener) e-
tablierter Legitimationsmuster soll der Begriff „Relegitimierung“ verwendet wer-
den. Argumentationen und praktische Aktivitäten der Infragestellung bisher als
geltend unterstellter Legitimationsfiguren werden dagegen als „Delegitimierung“
interpretiert. Auf der Basis der empirischen Ergebnisse der ersten Projektphase soll
eine Begriffsstrategie erarbeitet werden, die die Untersuchung von Prozessen der
Demokratiedelegitimation und der autoritären Reinterpretation und Relegitimation
demokratischer politischer Systeme in der zweiten Projektphase ermöglicht.

Legitimationsformen

Um öffentlich kommunizierten Legitimationswandel systematisch identifizieren zu
können, müssen die Kriterien, Normen und Prinzipien erfaßt und typologisiert wer-
den, die zur Bestätigung oder Verneinung der Anerkennungswürdigkeit einer poli-
tischen Ordnung herangezogen werden. Im Rahmen des Projektes wird mit einer
sieben Typen umfassenden Kategorisierung von (formalen) Legitimationsmustern
gearbeitet: Politische Ordnungen, Institutionen und Einheiten können gerechtfertigt
werden mit Bezug auf entweder
� ihre Effektivität,
� ihre Effizienz,
� ihre Beförderung von Gerechtigkeit,
� ihren Beitrag zu einem „guten Leben“ einer Gemeinschaft oder
� ihre Bestätigung durch die authentische Zustimmung freier Individuen,
� ihre Legalität bzw. die Ordnungsgemäßheit des sie konstituierenden Verfah-

rens,
� Menschenrechte/Volkssouveränität.

Die momentan prominenteste Einteilung von Legitimationsformen differenziert
nach Input- und Output-Legitimationen (Scharpf 1999, 2000): Während input-
orientierte Legitimitätsvorstellungen letztlich auf die Zustimmung der Regierten
abstellten, seien output-orientierte Legitimationen auf substantielle Kriterien des
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guten, effektiven Regierens gerichtet. Mit der Gegenüberstellung von Input- und
Output-Legitimation kann jedoch die Menge der möglichen legitimierenden oder
delegitimierenden Argumentationen nicht hinreichend erfaßt werden. Unter der
Kategorie der Output-Legitimation wurden z.B. zwei Formen der Rechtfertigung o-
der Kritik ohne hinreichende typologische Differenzierung zusammengefaßt: Out-
putorientierte Legitimationsdebatten oder -konflikte rücken entweder die Leistungs-
fähigkeit, Zielerreichungsfähigkeit, Performance – also die Effektivität einer politi-
schen Ordnung oder seiner tragenden Institutionen, Organisationsweisen und Prin-
zipien – in den Vordergrund oder aber das Verhältnis von Ressourceneinsatz und
Funktionserfüllung, also die Effizienz einer politischen Institution. Vernachlässigt
wird in der maßgeblich von Fritz W. Scharpf geprägten Diskussion eine weitere
Form der (De-)Legitimation politischer Ordnung: Diese Dimension sei hier als out-
comeorientierte Legitimation bezeichnet. Fragen der Bewertung des materialen Er-
gebnisses staatlichen Handelns waren bei Scharpf bewußt auf eine Bewertung
durch die normativen Kernkonzepte der Ökonomie beschränkt worden. Fragen der
Verteilung und deren Bewertung wurden daher aus dem Theorierahmen ausgeglie-
dert.

Für die empirische Analyse von Legitimationswandel kann aber nicht so ver-
fahren werden. In Anlehnung an Unterscheidungen, die in der normativen politi-
schen Theorie in der Debatte um Liberalismus und Kommunitarismus von zentraler
Bedeutung sind, können zwei grundlegende Formen der Bewertung von Ergebnis-
sen politischer Entscheidungen benannt werden: Entweder werden politische Er-
gebnisse an Maßstäben der Gerechtigkeit (moralisch, universalistisch, „gut für al-
le“) gemessen oder in Bezug auf Konzeptionen guten Lebens oder Identitäten (e-
thisch, partikularistisch, „gut für uns“) beurteilt. Politische Institutionen wie z.B.
Parlamente und Gerichte können als gerechtfertigt gelten wegen der durch sie gesi-
cherten Verwirklichung allgemeiner Gerechtigkeitsprinzipien oder wegen ihrer
Förderung einer Lebensweise, die der betreffenden politischen Gemeinschaft be-
sonders schützenswert erscheint.

Eine inputorientierte Legitimationsdebatte macht dagegen die Anerkennungs-
würdigkeit einer politischen Ordnung von der authentischen Zustimmung der Be-
troffenen und ihrer Möglichkeit, sich am Entscheidungsprozeß zu beteiligen, ab-
hängig.

Unter anderem von dieser Legitimitätsvorstellung abgesetzt finden sich Legi-
timationsformen, bei Max Weber und Niklas Luhmann von Seiten der Soziologie
propagiert, die die Anerkennungswürdigkeit einer Ordnung allein auf die Einhal-
tung von Verfahren und Rechtsregeln gründen lassen und unterstellen, daß die Be-
gründungskette und Befragbarkeit mit dem Verweis auf geregelte Verfahren und
die Einhaltung positiven Rechts abbricht. Die auf Zustimmung zielende Variante
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der input-orientierten Legitimation ist gegenüber der Scharpfschen Fassung unter
Aufnahme von Überlegungen der neueren Demokratietheorie (Habermas 1992;
Schmidt 2000) zu schärfen.

Eine politische Ordnung ist von der Input-Seite als anerkennungswürdig zu be-
zeichnen, wenn die institutionellen Grundstrukturen und politischen Prozesse von
der Einhaltung der Menschenrechte und des Prinzips der Volkssouveränität geprägt
sind.

Es lassen sich damit mithin nicht nur zwei, sondern sieben Legitimationsfor-
men oder Grundtypen der Legitimation politischen Handelns bestimmen (siehe o-
ben zu Beginn dieses Abschnitts).

Qualitativer Legitimationswandel kann sich dementsprechend ergeben durch
� Wechsel von einem Grundtyp der Legitimation zum anderen,
� eine grundlegende Verschiebung im (öffentlich präsenten) Mischungsverhält-

nis zwischen den Legitimationsformen oder auch
� einen Austausch des inhaltlichen Kriteriums innerhalb einer Legitimationsform

(z.B. durch ein gänzlich neues Verständnis von Effektivität).

Das Projekt soll konzeptionell und methodisch so angelegt sein, daß nicht allein
qualitativer Legitimationswandel oder ein anderer Typus der Legitimationsent-
wicklung festgestellt werden kann. Auch die Möglichkeit der quantitativen Stär-
kung oder Schwächung soll mit in den Blick genommen werden. Aufgrund der
Hypothesen, die in der Literatur zu ID formuliert sind, wird erwartet, daß tradierte
Legitimationen in dem Maße unter Druck geraten, wie sich der DRIS durch Prozes-
se der ID wandelt. Dies kann sich als Abschwächung oder als qualitativer Wandel
darstellen. Doch fehlt es an Überlegungen, in welche Richtung sich qualitative Ver-
änderungen der Legitimationsgrundlagen moderner politischer Systeme ergeben o-
der ergeben könnten. Auch die Möglichkeit der Delegitimation als partiellem Zu-
sammenbruch demokratischer Legitimation angesichts von ID muß im Untersu-
chungsdesign präsent gehalten werden (vgl. Phase 2 des Projektes). Von besonde-
rem Interesse ist dabei, welche Legitimationsformen, die das tradierte Rechtferti-
gungsgerüst getragen haben, am schnellsten und intensivsten unter Delegitimati-
onsdruck geraten.

Legitimationswandel und ID

Im Zentrum des Projektes steht die Frage nach dem Zusammenhang zwischen ID
und dem Wandel der politischen Legitimation. Um hier nicht verschiedene Ebenen
zu vermischen, unterscheiden wir im Rahmen des Projektes zwischen
� diskursiven Verknüpfungen zwischen Deparlamentarisierung/Internationalisie-

rung und Legitimation sowie
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� kausalen Verknüpfungen zwischen diesen beiden Größen.

Eine diskursive Verknüpfung liegt vor, wenn von politischen Akteuren in Schrift,
Rede und in der Anlage ihrer politischen Praktiken/Aktivitäten eine Beziehung zwi-
schen Fragen der Anerkennungswürdigkeit und Prozessen der ID hergestellt wird.
Diskursive Verknüpfung ist ein Phänomen auf der Ebene politischer Kommunikati-
on. Eine kausale Verknüpfung liegt vor, wenn ein diagnostizierter Legitimations-
wandel von jenen Politikfeldern ausgeht und in ihnen seinen Anstoß findet, die sich
von anderen Politikfeldern signifikant durch ihren Internationalisierungs- bzw. De-
parlamentarisierungsgrad abheben.

Untersuchungsstrategisch folgt daraus eine Zweistufigkeit der Erhebung: In ei-
nem ersten Untersuchungsteil werden Legitimationsdebatten auf ihre Veränderun-
gen und Verknüpfung mit den Themen Deparlamentarisierung/Internationalisierung
untersucht, wobei zudem schon beobachtet werden kann, ob es Zusammenhänge
zwischen den Varianzen in den Legitimationsdiskursen und bestimmten Kontext-
faktoren gibt. In einem zweiten Untersuchungsschritt ist zu prüfen, ob sich Legiti-
mationsdebatten und -konflikte sowie Wandlungen im Legitimationsverständnis in
jenen Politikfeldern bzw. Ländern abspielen, in denen ein besonders hoher Grad an
Deparlamentarisierung/Internationalisierung festzustellen ist, oder ob andere Zu-
sammenhänge zwischen dem Grad der ID und dem Legitimationswandel empirisch
gestützt werden können. Erforderlich sind daher (debatten)unabhängige Daten über
den Grad an ID einzelner Politikfelder in den untersuchten Ländern.

Deparlamentarisierungsprozesse werden im Rahmen des Projektes verstanden
als Prozesse der Übertragung von Entscheidungskompetenzen auf
� Private (Markt, Familie, Individuum = Privatisierung),
� zivilgesellschaftliche Organisationen (= Assoziierung) und
� Verbände (= Korporatisierung)
oder auf von parlamentarischer Entscheidungsfindung unabhängige politische Or-
gane wie spezifische Einrichtungen
� der Exekutive (= Bürokratisierung),
� der Justiz (= Justizialisierung) oder
� auf Expertengremien (= Expertokratisierung).

Der Begriff Internationalisierung politischer Entscheidungsprozesse wird für Ver-
schiebungen im Verhältnis der politischen Ebenen (Europäisierung, Internationali-
sierung, Supranationalisierung) bzw. als Übertragung von Kompetenzen auf Mehr-
ebenensysteme verwendet.

Es sind daher sowohl für Internationalisierung wie für Deparlamentarisierung
mehrere Grundausprägungen oder Grundformen zu unterscheiden. Legitimations-
debatten und -konflikte könnten sich an ganz spezifischen Konstellationen von
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Tendenzen der ID entfalten, denkbar ist aber auch, daß Legitimationsauseinander-
setzungen über die Vielfalt der ID-Tendenzen streuen. Die empirische Untersu-
chung zielt darauf, Aussagen darüber machen zu können, welche Formen der ID
bei Legitimationsauseinandersetzungen thematisiert werden.

Die Untersuchung von Legitimationswandel und diskursiver Verknüpfung zu
ID führt zu folgenden Fragestellungen zunächst für den Fall der Statusbeschrei-
bung, der Untersuchung von Legitimationsformen zu einem Zeitpunkt:
� Welche Typen der Legitimation kommen empirisch in welchem Maße vor?
� Welche politischen Akteure verwenden welche Legitimationsmuster?
� Welche Argumentationsmuster werden von Seiten der „Delegitimierer“, wel-

che von Seiten der „Legitimationswahrer“ vertreten?
� In welchen Ländern dominieren welche Legitimationsformen?
� Bei welchen Konflikten (Konfliktintensitäten und Policyfeldern) dominieren

welche Muster?
� Bei welchen Issues und Policies finden argumentative Verkettungen mit De-

parlamentarisierung statt? Welche Formen der Deparlamentarisierung stehen
im Vordergrund?

� Bei welchen Issues und Policies finden argumentative Verkettungen mit Inter-
nationalisierung statt, und um welche Formen der Internationalisierung handelt
es sich?

Für den Zeitpunktvergleich oder den Zeitreihenvergleich lassen sich die untersu-
chungsleitenden Fragen wie folgt formulieren:
� Hat sich die Verteilung zwischen den Legitimationsmustern signifikant ver-

schoben?
� Haben wichtige Akteursgruppen ihre Legitimationsargumentationen verändert?
� Sind die präferierten Legitimationstypen bzw. delegitimierenden Argumentati-

onen bei „Bewahrern“ bzw. „Delegitimierern“ konstant geblieben?
� Haben sich länderspezifische oder policyfeldspezifische Veränderungen in den

Legitimationsmustern ergeben und haben sich die Legitimationsargumente in
Abhängigkeit von variierenden Konfliktintensitäten verändert?

� Ist der Grad der Verknüpfung von Legitimationsfragen mit Prozessen der De-
parlamentarisierung bzw. Internationalisierung gestiegen?

Die Analyse des Legitimationswandels, der Veränderung von Legitimationsdebat-
ten und -konflikten, geht der Untersuchung des kausalen Zusammenhangs zwischen
ID und Legitimation voraus. Der zweite Untersuchungsschritt baut auf den Ergeb-
nissen des ersten auf und konfrontiert das untersuchte öffentliche Legitimationsge-
schehen und die dort vorgenommenen Verknüpfungen zu ID mit den unabhängig
ermittelten Graden an Deparlamentarisierung und Internationalisierung in den legi-
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timationskritischen Politikfeldern. Entzünden sich die Legitimationskonflikte und
der Legitimationswandel wirklich in jenen Politikfeldern, in denen ID am stärksten
vorangeschritten sind? Oder entstehen Legitimationsfragen gerade in den Policy-
feldern und den Issues, die von institutionellen Prozessen der ID am wenigsten er-
faßt sind. Legitimationsprobleme stünden nur in einer sehr lockeren Beziehung zum
Wandel des DRIS durch ID, wenn sich zeigen ließe, daß Legitimationskonflikte in
Policyfeldern entstehen, die über höchst unterschiedliche Grade an ID verfügen.
Zentral für diesen Untersuchungsschritt ist die Entwicklung von verläßlichen Indi-
katoren für den ID-Grad.

3.5.2 Untersuchungsmethode

Fallauswahl, Untersuchungszeitraum und methodische Vorgehensweise

In einem Vergleich von vier in ihren demokratischen Grundstrukturen stark variie-
renden Staaten (Vereinigte Staaten von Amerika, Großbritannien, Schweiz und
Bundesrepublik Deutschland) sollen
� erstens Legitimationsauseinandersetzungen mit Bezug zu ID in den Jahren

1990 bis 2005 identifiziert,
� zweitens Anzeichen für einen Wandel politischer Legitimation in den Jahren

1990 bis 2005 gesucht und
� drittens kausal interpretierbare Zusammenhänge zwischen möglichem Legiti-

mationswandel und Prozessen der ID ermittelt werden.

Begründung des Untersuchungszeitraums

Als Untersuchungszeitraum bieten sich für die gewählte thematische Fragestellung
die Jahre 1970/1975 bis 2005 oder 1990 bis 2005 an. Die Veränderungen gegen-
über der typischen Ausprägung des DRIS setzten in den 1970er Jahren ein. Der Be-
ginn des heute diskutierten Globalisierungsprozesses kann auf die frühen 1970er
Jahre und den Zusammenbruch des Systems fester Wechselkurse festgelegt werden.
Mit dem Zusammenbruch der sozialistischen politischen Systeme in Osteuropa hat
der Globalisierungsprozeß allerdings erst seine heutige Dynamik erhalten; die Ver-
änderungen werden öffentlich sichtbar und „Globalisierung“ wird ein debattenbe-
stimmender Terminus. Diese neue Bedeutung von Internationalisierungsprozessen
in den 1990er Jahren in Verbindung mit Überlegungen zur operativen Seite des
Projektes (Machbarkeit, erhöhte Selektivität der Analyse bei größerem Untersu-
chungszeitraum) läßt die Wahl des Untersuchungszeitraums 1990-2005 sinnvoll er-
scheinen.

Legitimationsauseinandersetzungen für „lange“, vergangene Zeiträume wie die
Phase 1990 bis 2002 sind nicht vollständig nachträglich zu erheben. Hier bedarf es
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eines Verfahrens, das zentrale Auseinandersetzungen über die Legitimität politi-
scher Ordnung, politischer Einheiten und politischer Institutionen identifiziert und
auswählt (siehe Expertenworkshops). Nur diese ausgewählten Legitimationsdebat-
ten und -konflikte werden im Rahmen von Fallstudien näher zu analysieren sein.
Für die Projektlaufzeit selbst ist jedoch auch eine zeitnahe Erhebung von Daten zu
Legitimationsauseinandersetzungen möglich. Unter Berücksichtigung von Vorbe-
reitungsarbeiten sowie der Auswertungs- und Ergebnisdokumentationsphasen wird
der Zeitraum von 6/2003 bis 12/2005 für die aktuelle, laufende Erhebung von Da-
ten im Rahmen einer Medientextanalyse (siehe unten) genutzt.

Begründung der Länderauswahl

Den Kern der in diesem Projekt zu realisierenden Untersuchung bilden Fallstudien
und die laufende Medientextanalyse zum öffentlichen Legitimationsgeschehen in
der Bundesrepublik Deutschland, Großbritannien, der Schweiz und den USA. Ge-
mäß der leitenden Fragestellung des Projektes soll für alle vier Länder untersucht
werden, inwieweit sich dort das öffentlich kommunizierte Legitimationsverständnis
mit Bezug auf und in Abhängigkeit von Prozessen der Internationalisierung und
Deparlamentarisierung verändert und sich dementsprechend in der öffentlichen
Auseinandersetzung neue Begründungsformen und Kriterien der Anerkennungs-
würdigkeit (veränderter) demokratischer Herrschaft durchsetzen.

Die Auswahl der Länder vereint unterschiedliche Demokratietypen: den mehr-
heitsdemokratischen Westminster-Parlamentarismus Großbritanniens, die Präsidi-
aldemokratie der Vereinigten Staaten von Amerika, die Konkordanzdemokratie mit
direktdemokratischer Komponente der Schweiz sowie die parlamentarische Demo-
kratie der Bundesrepublik Deutschland.

Alle vier Staaten sind – in allerdings stark variierendem Maße – in Governan-
cestrukturen jenseits der eigenen Staatlichkeit eingebunden, die Internationalisie-
rungs- und Deparlamentarisierungsprozesse initiieren können: Die Bundesrepublik
Deutschland und Großbritannien in die Europäische Union, die Vereinigten Staaten
in die NAFTA. Die Schweiz differiert hiervon insoweit, als jenseits der „üblichen“
völkerrechtlichen Einbindungen keine Mitgliedschaft in Integrationsgebilden mit
Tendenz zur Herausbildung supranationaler Strukturen existiert – mit Ausnahme
der für alle 4 Staaten geltenden Bindung an WTO und GATT.

Zwei der Staaten, BRD und Schweiz, sind im Sinne der Lijphartschen Typolo-
gie Konsensdemokratien, Großbritannien und in abgeschwächter Form die USA
dagegen dem Typus der Mehrheitsdemokratien zuzuordnen. Dem entsprechen stark
differierende Regelungskulturen sowie Staatstraditionen und eine sich erheblich
unterscheidende politische Kultur, die sowohl stark individualistische und kompe-
titive (USA, Großbritannien) als auch konsensorientierte Wertorientierungen (BRD,
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Schweiz) aufweisen. Alle vier Demokratien sind keine defekten oder labilen De-
mokratien, sondern zeichnen sich durch konstant hohe Werte in der Akzeptanz und
Unterstützung ihrer politischen Systeme aus. Drei der Staaten – Schweiz, Bundes-
republik Deutschland und USA – sind Bundesstaaten, in denen die Gliedstaaten im
Falle der Schweiz und der USA eine relativ ausgeprägte Eigenständigkeit aufwei-
sen, der gegenüber die Bundesländer der BRD abfallen; Großbritannien ist dagegen
trotz begonnener Dezentralisierung nach wie vor als Einheitsstaat anzusehen.

Die Länderauswahl bietet durch ihre Typenvarianz die Möglichkeit, die in den
jeweiligen Typen dominanten Legitimationsformen vergleichend herauszuarbeiten
und sodann zu untersuchen, inwieweit ID bereits, bedingt durch das institutionelle
Design dieser Demokratien, unterschiedlich rezipiert und in das öffentliche Legiti-
mationsgeschehen eingebracht werden. Die Frage, inwieweit Wandel von Legiti-
mationsformen durch ID erstens zeitgleich und zweitens substanziell ähnlich in
modernen Varianten des DRIS abläuft, wird sich hiernach verläßlicher beantworten
lassen. Die Typenvarianz ermöglicht es zudem, präzisere Aussagen darüber zu tref-
fen, ob es – staatenübergreifend – bestimmte Policyfelder gibt, die besonders „an-
fällig“ für Legitimationsauseinandersetzungen sind, die an ID anknüpfen, oder ob
unterschiedliche Staatstraditionen und politische Kulturen usf. zu einer entspre-
chenden Streuung der (öffentlich wahrgenommenen) Intensität von ID in Policyfel-
dern und damit auch einer Streuung von policy-beeinflußten Legitimationsausei-
nandersetzungen führen.

Methodische Vorgehensweise

Das vorgestellte Untersuchungskonzept verlangt ein methodisches Vorgehen in drei
konzeptionellen Stufen:

1. Zur Identifikation von Legitimationsauseinandersetzungen und legitima-
tionskritischen Policyfeldern wird für die Untersuchung des Zeitraums 1990 bis
2002 auf das Verfahren der Expertenbefragung in Form von Expertenworkshops
zurückgegriffen. Um die relevanten und untersuchungswürdigsten Legitimations-
auseinandersetzungen in vier Ländern in einem über zehnjährigen Zeitraum zu iso-
lieren, ist der Rückgriff auf Kenner und Kennerinnen der jeweiligen nationalen De-
battenentwicklung erforderlich. Gut vorbereitete Expertenworkshops sollen sowohl
einen Überblick über die Legitimationskonflikte und -debatten liefern und die be-
sonders legitimationskritischen Policyfelder benennen, Empfehlungen für die Aus-
wahl bestimmter Legitimationsauseinandersetzungen als Gegenstand von Fallstu-
dien formulieren als auch Kooperationspartner für die Durchführung der Fallstu-
dien finden helfen. Die Expertenworkshops werden als Arbeitstreffen, nicht als
klassische Tagungen mit Vortrag und Diskussion angelegt. Grundlage der Beratung
sind vom Projektteam formulierte Fragestellungen, die den Eingeladenen vor dem
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Workshop vorgelegt werden. Mittels schriftlicher Stellungnahmen, mündlicher
Kurzstatements und Diskussionsbeiträgen sollen Antworten auf diese Fragen erar-
beitet werden.

Für die Identifikation von Legitimationsauseinandersetzungen in den Jahren
2003 bis 2005 wird das Instrument der Medientextanalyse verwendet. Der Versuch,
über einen Zeitraum von zweieinhalb Jahren Legitimationsdebatten in vier Ländern
zu beobachten, zwingt zu deutlich selektiven Zugriffen auf mögliches Untersu-
chungsmaterial. Durch die Konzentration auf je ein Leitprintmedium pro Untersu-
chungsland kann die Ausgangstextmenge übersichtlich gestaltet werden. Mögliche
Verzerrungen durch die jeweilige politische Tendenz der Zeitschriften sind nicht
auszuschließen. Ziel ist es jedoch, solche Legitimationsauseinandersetzungen zu i-
dentifizieren, deren Thematisierung und journalistischer Bearbeitung sich kein
Leitmedium eines Landes entziehen kann. Kriterien für die Auswahl von Medien
sind die Funktion als Qualitäts- und Leitmedium innerhalb der jeweiligen nationa-
len Medienlandschaft. Für Großbritannien wird The Guardian gewählt, für die
USA The Washington Post, für die Schweiz die Neue Zürcher Zeitung und für die
Bundesrepublik Deutschland die Frankfurter Allgemeine Zeitung.

In die Untersuchung werden alle auf den Politikseiten vertretenen Artikel der
Leitprintmedien einbezogen (alle digital vorgehaltenen Politikartikel). Näherer Be-
trachtung werden aber nur jene Artikel zugeführt, die auf Legitimationsdebatten o-
der Legitimationskonflikte verweisen. Dieser zentrale Selektionsschritt, der den
weiter zu untersuchenden Textkorpus auf der Basis der Untersuchungseinheit Arti-
kel radikal reduziert, differenziert nur zwischen legitimationsrelevanten und nicht-
relevanten Nachrichten, Kommentaren und sonstigen Artikeln. Grundlage dieser
Codierung ist die Bestimmung eines semantischen Feldes „Legitimationsauseinan-
dersetzung“, das Begrifflichkeiten des Legitimationsobjektes (politische Ordnung,
politische Kerninstitutionen, politische Gemeinschaft) ebenso umfaßt wie Ausdrü-
cke des Bestreitens und Befestigens der politischen Anerkennungswürdigkeit. Nur
bei Auftreten von Vokabeln aus dem semantischen Feld der Legitimations-
auseinandersetzung in der Überschrift, dem Untertitel oder der Einleitung von Arti-
keln erfolgt die Zuordnung zu der Kategorie legitimationsrelevanter Artikel. Die
Grundauswertung der legitimationsrelevanten Artikel ermöglicht die zeitnahe Be-
stimmung der aktuellen legitimationskritischen Auseinandersetzungen in vier Län-
dern.

2. Die Analyse des Wandels von Legitimationsformen erfolgt für den Zeitraum
2003-2005 durch detaillierte Auswertungsverfahren im Rahmen der Medientext-
analyse. Die legitimationsrelevanten Artikel werden klassifiziert und auf der Basis
einer computergestützten Textanalyse analysiert (vgl. Mayring 1997; Titscher u.a.
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1998; Gerhards u.a. 1998; Keller u.a. 2001). In Zusammenarbeit mit der Züricher
Forschungsstelle Öffentlichkeit und Gesellschaft („fög“) wird festgelegt, in wel-
chem Umfang die digitalen Internet-Ausgaben der ausgewählten Leitprintmedien
genutzt werden können (Imhof 1999; Imhof/Eisenegger 2001). Für die Schweiz
kann auf die Zeitungsartikel-Datenbank des fög direkt zurückgegriffen werden, die
für die Jahre seit 1998 die Artikel der deutschsprachigen Zeitungen der Schweiz di-
gital vorrätig hält und nach Issues vercodet erschließbar macht. Jeder als legitimati-
onsrelevant erachtete Artikel wird nach thematisiertem Issue sowie Policyfeld er-
faßt und unter Verwendung insbesondere der folgenden Kategorien weiter analy-
siert:
� Beteiligte Akteursgruppen in Legitimationsauseinandersetzungen in der Rolle

als Delegitimierer oder Relegitimierer,
� Auftreten und Art legitimationsrelevanter Ereignisse,
� verwendete Legitimationsmuster,
� argumentative Verkettung mit Deparlamentarisierung und
� argumentative Verkettung mit Internationalisierung.

Es wird, wie beschrieben, bei Legitimationsauseinandersetzungen konzeptionell
zwischen bloßen Legitimationsdebatten und Legitimationskonflikten unterschieden.
Letztere zeichnen sich dadurch aus, daß legitimationsrelevante Ereignisse (z.B.
Proteste) zu de- oder relegitimierenden Äußerungen und Schriften hinzutreten. Le-
gitimationsrelevante Ereignisse werden im Rahmen dieses Projektes ebenfalls mit-
tels der Auswertung der Leitprintmedien erhoben. Die Auswertung der als legiti-
mationsrelevant identifizierten Artikel erstreckt sich zudem auf die Identifikation
der legitimationsrelevanten Ereignisse, bei denen das Niveau bloß verbaler Ausei-
nandersetzungen überschritten worden ist. So ist durch die Medientextanalyse auch
Menge und Art der legitimationsrelevanten Ereignisse sowie die Relation zwischen
Legitimationsdebatten und Legitimationskonflikten zu bestimmen. Mit diesem Un-
tersuchungsverfahren sind vorbereitende Wege für eine Art „Legitimationsmonito-
ring“ geschaffen. Ein Abgleich mit den Daten der Protestforschung (für Deutsch-
land: PRODAT) findet im Rahmen der Kooperation mit Prof. Rucht (Berlin) statt.

Für den Zeitraum 1990 bis 2002 sind Fallstudien das angemessene Instrument
zur Untersuchung des Legitimationswandels. In den Expertenworkshops wird ge-
klärt, welche Auseinandersetzungen in den Jahren 1990 bis 2002 für das jeweilige
Land von großer legitimatorischer Bedeutung waren. Je Untersuchungsland werden
ein bis zwei Fallstudien durchgeführt, die in einer Längsschnittanalyse den Legiti-
mationswandel in seinem Zusammenhang zu Prozessen der Internationalisierung
und Deparlamentarisierung untersuchen. Die Fallstudien beziehen jeweils vier
Teilöffentlichkeiten in die Untersuchung ein:



Bereich B: Die Zukunft des 361 B1
demokratischen Nationalstaates Lhotta/Nullmeier

� Legitimationsthematisierungen in den Massenmedien: Als zentrale Bestandteile
demokratischer Öffentlichkeit sind massenmediale Kommunikations-
entwicklungen ein sensibler Indikator, mit dem Legitimationswandel ausge-
macht, benannt und kritisiert wird. Statt systematischer computergestützter
Medientextanalyse ist für die Fallstudien selektiv auf Zeitungs- und Zeitschrif-
tenarchive zuzugreifen. Ziel der Analyse ist es, darüber Aufschluß zu gewin-
nen, ob Konflikte über die Legitimität politischer Entscheidungen Prozessen
der Deparlamentarisierung bzw. Auswirkungen der Internationalisierung zuge-
schrieben werden.

� Parlamentarische Legitimationskonflikte insbesondere bei gesetzgeberischen
Entscheidungen: Legitimationsauseinandersetzungen können sich in Konflikten
um die Verabschiedung von Gesetzen äußern. Das Dokumentenmaterial der
Parlamentsdatenbanken zur parlamentarischen Debatte im jeweiligen legitima-
tionskritischen Policyfeld ist im Rahmen der Fallstudien gezielt und analog den
Fragestellungen und Analysekategorien der Medientextanalyse auszuwerten.

� Rechtsdiskurse und Judikate der Verfassungsgerichte: Die richterrechtliche
Entwicklung, wie sie sich in Verfassungsgerichtsurteilen niederschlägt und von
Diskursen der Rechtswissenschaft begleitet wird, fungiert als institutioneller
Garant der Strukturprinzipien westlicher Demokratien und damit als gate kee-
per für die Verlagerung demokratiekonstitutiver Kompetenzen auf andere Ebe-
nen. Kommt es im Untersuchungsfall zu einer Thematisierung des Legitimati-
onsproblems bzw. einer Thematisierung von Deparlamentarisierung und Inter-
nationalisierungstendenzen auch in Verfassungsgerichtsurteilen? Klagen von
politischen Akteuren sowie Bürgern vor höchsten Gerichten, insbesondere Ver-
fassungsgerichten sind rechtssoziologisch gesehen ein guter Indikator für Legi-
timationskonflikte. Auf der Ebene der Klagen, die zu höchstrichterlichen Ur-
teilen geführt haben, läßt sich feststellen, ob diese mit dem expliziten oder im-
pliziten Ziel erfolgt sind, sowohl Inhalte als auch Verfahren delegitimierend
wirkender Politikprozesse der ID (unter Bezug auf das Demokratieprinzip) an-
zugreifen.

� Wissenschaftliche Fachdiskurse: Prozesse der Delegitimation und Relegitima-
tion können im wissenschaftlichen Schrifttum sowohl reflektierend kommen-
tiert und analysiert, aber auch selbst befördert oder begrenzt werden. Im Rah-
men der Fallstudie sind die insbesondere durch Elitenbeeinflussung legitimati-
onsrelevanten fachwissenschaftlichen Diskurse ebenso im doppelten Sinne zu
verwerten: einerseits als Untersuchungsmaterial im Objektbereich der Untersu-
chung – als Teil des politischen Legitimationsgeschehens –, andererseits als
wissenschaftliche Hilfestellung zur Analyse des ausgewählten Falles der Legi-
timationsauseinandersetzung.
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3. Über die Untersuchung der Legitimationskommunikation hinaus bedarf es
der Bestimmung des Deparlamentarisierungs- und Internationalisierungsgrades
der legitimationskritischen Policyfelder. Eine ausschließlich die Ebene politischer
Kommunikation untersuchende Konzeption würde sich bei der Vorlage der Unter-
suchungsergebnisse mit der Feststellung begnügen müssen, daß in einem empirisch
bestimmbaren Maße diskursive Beziehungen zwischen Legitimationsfragen und
Prozessen der ID hergestellt worden sind. Ein geringer Grad diskursiver Bezug-
nahme würde als Fehlen einer Beziehung zwischen Legitimation(swandel) und ID
zu werten sein, ein hohes Maß als Anzeichen eines engeren Zusammenhangs.
Denkbar ist jedoch, daß ein hohes Maß diskursiver Bezugnahme auf ID auftritt,
obwohl sich im Policyfeld, in dem der Legitimationskonflikt auftritt, keine nach-
weisbaren institutionellen Veränderungen ergeben haben, die als ID gewertet wer-
den können. Ebenso sind Legitimationsdebatten denkbar, die sich ohne größeren
Bezug auf ID abspielen, jedoch in einem Politikfeld, in dem sich deutliche Tenden-
zen zu ID ergeben haben. Diskurs- und Institutionenwandel können auseinander
treten. Deshalb ist es erforderlich, eine zweite Untersuchungsebene einzubeziehen,
die für die als legitimationsrelevant identifizierten Policyfelder – unabhängig von
den in öffentlicher Kommunikation hergestellten oder nicht hergestellten Bezie-
hungen – den faktischen Grad an ID festzustellen sucht.

In Einzelfällen wird es sicherlich möglich sein, für diesen Untersuchungsschritt
auf Ergebnisse anderer Teilprojekte des Sonderforschungsbereiches zurückzugrei-
fen, wenn sich dort untersuchte Policies als legitimationskritisch im Sinne dieses
Projektes erweisen. Sind eigenständige Untersuchungen erforderlich, wird ein ein-
faches Indikatorenkonzept zur Bestimmung von ID-Graden im Anschluß an die o-
ben gemachten Unterscheidungen zwischen Dimensionen und Ausprägungen von
ID entwickelt. Durch Untersuchung der offiziellen Dokumente, Gesetzes- und Ver-
tragsmaterialien wird daraufhin der konkret vorhandene ID-Grad je untersuchtem
Policyfeld bestimmt. Verfassungsänderungen sowie Kompetenzverlagerungen auf
andere Ebenen (Lokalisierung bis Internationalisierung), andere Sektoren (Verlage-
rung von Staat auf Wirtschaft, Familie, Individuen, Verbände, Zivilgesellschaft)
und andere öffentliche Entscheidungsinstanzen (Expertengremien, Verhandlungen
zwischen Regierungen, Bürokratien, Bürgergremien, Gerichte, Mediationsrunden,
autonomisierte öffentliche Einrichtungen usf.) werden mittels Sekundäranalyse der
zentralen wissenschaftlichen Literatur und gesetzesbezogener Dokumentenanalyse
(Bundestagsdatenbanken, EU-Dokumente und -Datenbanken, OECD-Studien) er-
mittelt. Bei Unklarheiten werden Experten für das entsprechende Politikgebiet he-
rangezogen.
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3.5.3 Arbeitsprogramm und Zeitplan

Die Erforschung des öffentlich kommunizierten Legitimationsgeschehens und des
Legitimationswandels in den DRIS erfolgt in drei Untersuchungsphasen. Im Zent-
rum der ersten Phase (2003 bis 2006) steht die empirische Untersuchung des Legi-
timationswandels und seines Zusammenhangs mit Prozessen der Internationalisie-
rung und Deparlamentarisierung in den vier Untersuchungsländern Schweiz,
Deutschland, USA und Großbritannien. In der zweiten Phase (2007 bis 2010) sollen
Phänomene der kommunikativen und politischen Zuspitzung – Legitimationskrisen
–, die zur Delegitimation oder autoritären Relegitimation der Demokratie führen
können, in einzelnen ausgewählten Ländern (Italien, Österreich, Dänemark, Nie-
derlande) untersucht werden. Die Ergebnisse der ersten und zweiten Phase sollen
schließlich als Grundlage einer empirische, normative und evaluative Momente in-
tegrierenden Legitimationstheorie postnationaler Staatlichkeit dienen, die in einer
dritten Untersuchungsphase (2011 bis 2014) zu entwickeln sein wird.

Arbeitsschritte

Folgende Arbeitsschritte stehen in der ersten Phase an:
1. Arbeitsschritt: Identifikation von Legitimationsauseinandersetzungen und

relevanten Policyfeldern für die Jahre 1990 bis 2002 in Expertenworkshops, Aus-
wahl der Experten, Vorbereitung der Fragekataloge für die Expertenanhörung, Or-
ganisation der Workshops, Durchführung und Dokumentation sowie Entschei-
dungsfindung über jene Debatten und Konflikte, die Gegenstand von Fallstudien
werden sollen (01/2003-03/2004).

2. Arbeitsschritt: Zunächst Vorbereitung der Medientextanalyse durch Erstel-
lung eines semantischen Feldes Legitimationsauseinandersetzung (Codebuch für
die Identifikation legitimationsrelevanter Artikel), eines Auswertungsbogens bzw.
einer Datenbankstruktur für die Detailanalyse der legitimationsrelevanten Artikel
bei Beratung durch das Schweizer „fög“, Schulung der Codierer, Pretest und Über-
prüfung des Zeitbedarfs, bei Bedarf Modifikation des Analyseinstrumentariums
(01/2003-06/2003). Anschließend Durchführung der Medientextanalyse (06/2003-
12/2005), Identifikation und Auswertung der legitimationsrelevanten Artikel, lau-
fende Überprüfung der Codierarbeit, Koordination der Auswertungsarbeiten zu den
einzelnen Ländern, Zwischenauswertungen mit dem Ziel der Identifikation und Ab-
schätzung der Bedeutung aktueller Legitimationsdebatten und -konflikte sowie des
Vergleichs mit den Debatten/Konflikten zwischen 1990 und 2002 im jeweiligen
Land. Endauswertung der Medientextanalyse (insgesamt: 6/2003-06/2006).

3. Arbeitsschritt: Konzeption und Durchführung der Fallstudien zu den Legiti-
mationsauseinandersetzungen zwischen 1990 und 2002 in den vier untersuchten
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Ländern. Materialsuche und Materialaufbereitung (Primär- und Sekundärmaterial),
Feststellung der ungeklärten Fragen und fehlenden Daten, Durchführung von Re-
cherchen und Experteninterviews im Untersuchungsland, Niederschrift der Fallstu-
dienresultate als Berichte über den Zusammenhang zwischen Legitimation und ID
im untersuchten Legitimationskonflikt.

4. Arbeitsschritt: Analyse des Deparlamentarisierungs- und Internationalisie-
rungsgrades in den relevanten Policyfeldern, Konzeption von Indikatoren für ID,
Rezeption der Ergebnisse der anderen Teilprojekte des Sonderforschungsbereiches,
Materialrecherche und -auswertung, Feststellung fehlender Materialien und schwie-
riger Abgrenzungsfragen etc., Überarbeitung des Indikatorenkonzeptes, Erarbei-
tung eines Berichts über die Bestimmung der ID-Grade in den zentralen untersuch-
ten Policyfeldern.

5. Arbeitsschritt: Zusammenführung der Einzelresultate aus den Fallstudien
und der Medientextanalyse sowie der Untersuchung der ID-Grade zu einer Dar-
stellung des Legitimationswandels sowie seiner Beziehung zu ID in den Jahren
1990 bis 2005, Überprüfung der Ergebnisse anhand der Resultate der anderen Sfb-
Teilprojekte, Niederschrift eines Endberichts und Vorbereitung einer englischspra-
chigen Buchpublikation.
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Zeitplan

Daraus ergibt sich folgende hier schematisch dargestellte Arbeitsabfolge in den
ersten vier Jahren:

Arbeitsschritte 2003 2004 2005 2006

Identifikation von Legitimationsaus-
einandersetzungen in Workshops mit Experten
aus den vier Untersuchungsländern

Analyse aktueller (6/2003-12/2005) Legitimati-
onsdebatten und -konflikte mittels Medientext-
analyse

Anfertigung von Fallstudien zu Legitimations-
konflikten und -debatten in den Untersu-
chungsländern

Untersuchung des Deparlamentarisierungs-
und Internationalisierungsgrades in den legiti-
mationskritischen Policyfeldern der Untersu-
chungsländer

Zusammenführung der Einzelergebnisse zu ei-
ner Gesamtbeschreibung des Legitimations-
wandels 1990 – 2005;

Verfertigung des Abschlußberichtes

3.6 Stellung innerhalb des Programms
des Sonderforschungsbereichs und
Entwicklungsperspektive des Teilprojekts

Das Teilprojekt beschäftigt sich mit politischem Wandel in der Legitimationsdi-
mension des demokratischen Nationalstaates. Deparlamentarisierung und Internati-
onalisierung fordern die klassischen Legitimierungsprozesse des DRIS heraus. Das
Gelingen bzw. Mißlingen legitimatorischer Sicherung des demokratischen Charak-
ters des Staates ist angesichts dieser Herausforderungen von zentraler Bedeutung
für die Transformation moderner Staatlichkeit. Legitimierungsprozesse verlagern
sich durch Privatisierungs- und/oder Internationalisierungstendenzen in andere A-
renen. Legitimität wird etwa durch Expertenkommissionen (Deparlamentarisie-
rung) und internationale Institutionen (Internationalisierung) auf anderen Ebenen
erzeugt und u.U. auf der nationalstaatlichen Ebene geschwächt.
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Abbildung 1: Die zwei Achsen des Wandels in der Legitimationsdimension
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Zwischenergebnisse aus Teilprojekten der Blöcke A, C und D sind von Relevanz
für die Bestimmung des Deparlamentarisierungs- und Internationalisierungsgrades
der legitimationskritischen Policyfelder.

Innerhalb des Blockes B gibt es Bezüge zu allen Teilprojekten: Besondere Nä-
hen ergeben sich aufgrund gemeinsamer Begriffsbestimmungen zu Teilprojekt B3
(„Öffentlichkeit“). Komplementarität besteht zu den Teilprojekten B4 („Internet
und Legitimität“) und B3 („Öffentlichkeit“), die nach Strukturveränderungen von
Kommunikationsnetzwerken und Öffentlichkeiten im Zuge von Internationalisie-
rungsprozessen als Voraussetzungen veränderter Legitimationsprozesse fragen,
während sich das hier vorgestellte Teilprojekt B1 mit dem inhaltlichen Wandel von
Legitimationen befaßt. Teilprojekt B2 („Transnationale soziale Räume“) richtet
sich stärker auf Fragen der Identität. Da in Teilprojekt B 5 („Legitimationsgrundla-
gen internationaler Institutionen“) Legitimitätsfragen in einem spezifischen Policy-
feld analysiert werden, ergeben sich Möglichkeiten wechselseitiger Anregung und
des Austausches der Forschungsergebnisse.

3.7 Abgrenzung gegenüber anderen geförderten Projekten

Projekte verwandten Zuschnitts werden von der DFG und anderen Zuwendungsge-
bern nicht gefördert.
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